
393Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Nein

Gesetz: LohnFG § 1 Abs„ 1, § 2 Abs0 i; BGB § 611 Gratifikation

Leitsatz:

Eine einmalig im Jahr gezahlte Anwesenheitsprämie 
gehört nicht zu dem "fortzuzahlenden Arbeitsentgelt''" 
im Sinne des § 2 LohnFG„

LAG Berlin
Aktenzeichen: 5 AZR 14-4/72
Urteil des BAG vom 9° November 1972
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393

Im Namen des Volkes!

Urteil

j

il3t der iAinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf üruncl 
der mündlichen Verhandlung vom 30. August 1972 durch den 
Senatspräsidenten Dr. Schröder, die Bundesrichter Siara 
und Bichler sowie die Bundesarbeitsrichter Keller und 
Heidenreich für Recht erkannt:

I. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Bandesarbeicsgerichts Berlin vom 25. Januar -iQ7o 
- 4 Sa 124/71 - wird zuruckrewiesen. '

Auf die KeVision der Beklagten wird das vorbe-
zeichnete Urteil aufgehoben soweit es die 
Berufung der Beklagten zurückgewiesen hat.
Die Klage wird unter weiterer Abänderung des 
Urteils aes Arbeitsgerichts Berlin vom 
Hb. August 1971 - 9 Ca 15/71 - im vollen 
umlange aogewiesen0
Der Kläger tragt die Kosten des Rechtsstreits.

R e c h t s  v.7 e  p- p  n  t
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Tatbestand ;

Die Beklagte gewährt ihren Arbeitnehmern seit 
-i o Januar 1969 eine Anwesenheitsprämie nach haßgabe fol­
gender Regelung:

"10 Zu V/eihnachten eines Jahres erhalten alle llit- 
arbeiter eine Anv/esenheitsprärnie in Hohe

DH 240,—  pro Kalenderjahr
Hiervon ausgeschlossen sind alle AT-Angesbellten.

2„ Die Prämie gelangt grundsätzlich nur dann zur Aus­
zahlung , wenn im Laufe vom - 50. I» ü °
die normale tarifliche Arbeitszeit voll eirullt
wurde.
Als Fehlzeiten gelten nicht der tarifliche Urlaub 
und der tarifliche Sonderurlaub.

x Bei entschuldigten Fehlzeiten pro Kalenderjahr wer­
den pro Fehltag 25 % der Jahresanwesenneitspicjuie
in Abzug gebrachte,

h Es liegt im Ermessen der Werft, 'geringfügige unent­
schuldigt e Fehlzeiten unberücksichtigt zu lassen, 
wenn das sonstige Verhalten des Arbeitnehmers hier­
zu Anlaß gibto 

5„ Die Anwesenheitsprämie ist eine freiwillig gezahlte 
Zulage. Diese betriebliche Einrichtung kann jeder­
zeit wieder aufgehoben werden."

Dem Kläger,' der seit 1964 Arbeitnehmer der Beklagten ist, 
hat die Beklagte diese Anwesenheitsprämie für das Jahr 
1970 nicht gezahlt. Er war im.Jahre 1970 vom 5° dis r7° 
Februar, 22. bis 29» Juni und 15» his 30. September durch. 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner mrDeils- 
1 eistung verhindert. Am 2. Oktober und 23» November 1970 
bewilligte ihm die Beklagte unbezahlten Sonderurlaub. Wegen 
dieser Fehlzeiten weigerte sich die Beklagte, aem Klager 
die Anwesenheitsprämie für das Jahr 1970 zu zahlen. Der 
Kläger vertritt die Auffassung, die Weigerung der Beklagten, 
auch an ihn die Anwesenheitsprämie zu zahlen, verstoße 
gegen die guten Sitten und, soweit Fehlzeiten infolge 
Krankheit in Betracht kämen, auch gegen das Lohnfortzahlungs­
gesetz o
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Er hat deshalb beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
an ihn 2dO,—  DM zu zahlen»

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt»
Sie hält es für zulässig, die Zahlung der Anwesenheits­

prämie allein von der tatsächlichen Anwesenheit des Ar­
beiters im Betrieb abhängig zu machen»

Das Arbeitsgericht hat dem Klageantrag im vollen Umfange 
entsprochen, während das Landesarbeitsgericht auf die Be­
rufung der Beklagten unter Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils die Beklagte lediglich zu Zahlung von 120,- DM ver­
urteilt, im übrigen aber die Klage abgewiesen hat» Das Landes­
arbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentlichen wie 
folgt begründet: Die Regelung der Beklagten über die An­
wesenheit sprämie sei, soweit sie entschuldigtes krankheits­
bedingtes Fehlen des Arbeitnehmers prämienschädlich berück­
sichtige, nach § 13U BGB wegen Verstoßes gegen Sinn und Zweck 
des Lohnfortzahlungsgesetzes nichtig, weil die Anwesenheits­
prämie Arbeitsentgelt im Sinne des Lohnfortzahlungsgesetzes 
sei und deshalb auch bei mit Arbeitsunfähigkeit verbundener 
Krankheit zu gewähren sei; sie falle jedenfalls nicht unter 
die in § 2 Abs» 1 Satz 2 LohnFG genannten Aufwendungen., Ledig­
lich diese gehörten nicht zum fortzuzahlenden Arbeitsentgelt» 
Die Bestimmungen über die Lohnfortzahlung seien nach § 9 
LohnFG grundsätzlich unabdingbar» Dagegen sei die Beklagte 
berechtigt, im Falle des unbezahlten Sonderurlaubs pro Ur­
laubstag 25 %  von der Gesamtprämie in Abzug zu bringen; in­
soweit bestehe kein Schutzgesetz, das dem Arbeitnehmer die 
Entgeltfort Zahlung garantiere» Gewähre der Arbeitgeber Sonder­
urlaub, wozu er nicht verpflichtet sei, müsse der Arbeit­
nehmer den Verlust der Anwesenheitsprämie in Kauf nehmen» Mit 
der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt 
die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter, während 
der Kläger mit seiner Anschlußrevision die Wiederherstellung 
des arbeitsgerichtlichen Urteils erstrebt»

d
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Entscheidun^sgrunde^
Die Revision der Beklagten führt zur Aufhebung des 

angefochtenen Urteils und zur Abweisung der Klage in vollem 
Umfange; die Revision des Klägers ist unbegründet»

Das Landesarbeitsgericht hält die Prämienregelung der 
Beklagten, soweit sie entschuldigtes krankheitsbedingtes 
Pehlen betrifft, für nichtig, weil die versprochene Prämie 
nicht zu den Leistungen gehöre, die nach § 2 Abs» 1 Sarz 2 
LohnFG von der Lohnfortzahlung ausgenommen seren» Diese --- 
wägung ist nicht rechtsfehl erfrei»

Die von der Beklagten nach ihren Richtlinien vom 
8» Juli 1969 versprochene Anwesenheitsprärnie soll jährlich 
einmal in einem Betrage zu Weihnachten ausbezahlt werden, 
soweit sie nicht durch anrechenbare Pehlzeiten des Arbeit­
nehmers entfällt oder gemindert wird» Sie wird als "frei­
willig gezahlte Zulage" bezeichnet, die jederzeit wieder 
aufgehoben werden könne» Die in dieser Weise versprochene 
Anwesenheitsprämie hat den Charakter einer einmalig im Jahr 
gezahlten Gratifikation unter Berücksichtigung der wanrend 
des ganzen Jahres erbrachten Arbeitsleistung» Sie stellu 
eine den für die einzelnen Zeitabschnitte innerhalb des 
Jahres zu zahlenden Lohn erglänzende Sonderzuwendung dar,
•die nicht eine bestimmte seitgebundene Arbeitsleistung 
während der einzelnen Lohnperioden innerhalo des Kalender­
jahres abgelten will (BAG 1, 36 = AP Nr» 1 zu § 611 BGB 
Gratifikation); sie ist nicht Bestandteil des laufenden, un­
mittelbar die Arbeitsleistung abgeltenden Lonnes»

Hit dem Landesarbeitsgericht ist zwar davon ausZu­
reden, daß auch die auf die Anwesenheit im uetriebe ausge­
richtete Gratifikation insoweit Arbeitsentgelt isr, als 
sie die geleisteten Dienste belohnen und gleichzeitig die 
Betriebstreue fördern soll» Daraus folgt sDer noen nicht, 
daß sie auch ''fortzuzahlendes Arbeitsentgelt" i»o» von 
'§ 2'Abs» 1 LohnFG ist» Nach dieser Bestimmung ist dem Ar­
beiter (nur) "das ihm bei der für ihn maßgebenden regel­
mäßigen 'Arbeitszeit zustehende Arbeitsentgelt" foruzuzanlen»
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Dieses, d»h„ die Geldleistung für seine Arbeit in den einzel­
nen Lohnperioden hat der Kläger in Gestalt des Lohnes er­
halten, den er ohne die Arbeitsunfähigkeit gerade in der 
Zeitspanne, während der er krank war, verdient hätte» Nicht 
erhalten hat ;er dagegen eine seinen normalen Lohn ergänzen­
de und nicht auf die einzelnen Lohnperioden abgestellte 
Sonderzuwendung, die zwar - wegen der Eigenart der hier in 
Rede stehenden Gratifikationsregelung - u„a» auch von Krank­
heit sbedingten FehlZeiten beeinflußt wird, aber schon wegen 
ihres Charakters als jährlich einmalige Sonderzuwendung, 
wegen der für sie geltenden besonderen Anspruchsvoraussetzun­
gen und wegen ihres Fälligkeitszeitpunktes ("zu Weihnachten 
eines Jahres") nicht von der Berechnungsvorschrift des § 2 
Abs» 1 LohnFG erfaßt wird; diese sagt nur etwas darüber aus, 
aus welchen einzelnen Bestandteilen sich das "fortzu­
zahlende Arbeitsentgelt" zusammensetzt» Die Fassung des § 2 
LohnFG bringt nur zum Ausdruck, daß das Gesetz auf das Ar­
beitsentgelt abstellt, das gerade für die ausgefallene Ar­
beitszeit zu zahlen gewesen wäre, nicht aber auch auf das 
Arbeitsentgelt, das nach anderen Zeitspannen zu berechnen 
und zu gewähren ist» Es kann deshalb im Rahmen dieser Ent­
scheidung dahingestellt bleiben, ob der Entscheidung des 
Zweiten Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 21» Januar 1963 
- AP Nr» 16 zu § 2 ArbKrahkhG, nach der die Anwesenheits­
und Pünktlichkeitsprämie wegen ihrer Zweckbestimmung nicht 
als Arbeitsentgelt im Sinne von § 2 ArbKrahkhG zu behandeln 
sei, auch im Bereich des Lohnfortzehiungsgesetzos zwre-' . (_> O ■ ■ - O
stimmt werden kann, denn dort war über eine Prämie zu ent­
scheiden, die - wenn auch freiwillig - zum wöchentlichen 
Grundlohn, also laufend zu zahlen war, während es sich hier 
um eine einmalige auf die Arbeitsleistung in einem vollen 
Kalenderjahr abgestellte nicht für die einzelne Lohnperiode 
und die innerhalb einer solchen liegende Krankheitszeit zu 
entrichtende üGratifikntions^ahlung handelt» Las unter­
scheidet den vorliegenden Fall dem Sachverhalt nach auch von 
dem Fall, den der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts mit
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Urteil vom 29« Januar 1971 entschieden hat (AP Nr. 2 
§ 611 BGB Anwesenheitsprämie)» In dieser Entscheidung hat 
der Dritte Senat eine einzelnen Lohn­
perioden innerhalb des Kalenderjahres gewährte sogenannte 
Anwesenheitsprämie als Teil des Arbeitsentgelts i.S» des 
§ Id- Abs» 1 MuSchG angesehen und deshalb bei der Berech­
nung des vom Arbeitgeber zu zahlenden Zuschusses zum 
Mutterschaftsgeld mitberücksichtigt. Es mag sein, daß oei 
laufend für bestimmte Zeitspannen neben dem für diese Zeit- 
snannen gewährten Lohn zugesagten Sonderzahlungen nach dem 
Sinn und Zweck sowohl des Mutterschutzgesetzes wie auch 
des Lohnfortzahlungsgesetzes - beides soziale Schutzge­
setze - die infolge Schwangerschaft und die infolge unver­
schuldeter Krankheit an ihrer Arbeitsleistung verhinderten
Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmerinnen bei einem Sachvemalt, 
wie er den angeführten Entscheidungen zugrundelag, gleich 
behandelt werden müssen; im vorliegenden Falle handelt es 
sich aber nicht um eine laufend gewahrte, sondern - wie 
mehrfach dargelegt - um eine einmalige, als Gratifikation 
zu gewährende Sonderzuwendung für andere Zeitspannen als
gerade die Ausfallzeit.

Diesen besonderen Inhalt der hier vorliegenden Rege­
lung über die Anwesenheitsprämie hat das Landesaroeits- 
.gericht nicht ausreichend in seine Erwägungen einoezogen» 
Zwar ist dem Landesarbeitsgericht zuzugeben, daß eine 
Regelung, die nach ihrem Inhalt gegen Sinn und Zweck des 
Lohnfortzahlungsgesetzes verstößt, nach § 13H BGB nichtig 
wäre (vgl. dazu AP Nr. 2d zu § 1 Hausarbeit stagsG NRW und
Beuthien in seiner Anmerkung zu der ooenerwännten Ent­
scheidung des Dritten Senats in SAE 197^? 3^ J ° Ein solcher 
Verstoß gegen zwingende Regelungen des Lohnfortzanlungs- 
gesetzes liegt aber hier nicht vor. Die von cer Beklagten 
getroffene Regelung ist also nicht wegen eines solchen
Verstoßes nichtig.

Der Arbeitgeber kann die Ans'pruchsvoraussetzungen
für freiwillig gewährte Sonderzuwendungen, insbesondere
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auch solche mit Gratifikationscharakter, grundsätzlich nach 
seinem Ermessen ausgestalten. Es steht ihm auch frei, in den 
Grenzen zwingender gesetzlicher Vorschriften oder innerhalb 
der allgemeinen Bindungen aus dem Verbot des Verstosses 
gegen die guten Sitten sowie gegen Treu und Glauben die Be­
zugsmodalitäten für solche freiwilligen Sonderzuwendungen 
festzusetzen (vgl. auch BAG AP Hr. 58 zu § 611 BGB Grati­
fikation). Er kann in diesen Grenzen auch Bestimmungen 
darüber treffen, daß unter besonderen Voraussetzungen eine 
von ihm versprochene Sonderzuwendung nicht oder nur verkürzt 
zur Auszahlung kommen soll. Im vorliegenden Palle sind An­
spruchsgrund und Anspruchshöhe der zu Weihnachten zu ge­
währenden und auf die Anwesenheit des Arbeitnehmers im ganzen 
Jahr abgestellten Gratifikation an die Erfüllung bzw. an das 
Maß der Erfüllung der normalen Arbeitszeit innerhalb eines 
ganzen Jahres in der Weise gekoppelt, daß Fehltage den An­
spruch auf die Anwesenheitsprämie vernichten oder verkürzen. 
Vom Grundsatz her bestehen deshalb im Hinblick auf die dem
Arbeitgeber auch insoweit offenstehende Gestaltungsfreiheit 
gegen diese Regelung keine rechtlichen Bedenken. Die 
prämienschädliche Berücksichtigung von krankheitsbedingten 
FehlZeiten verstößt insbesondere nicht gegen den Sinn und 
Zweck des Lohnfortzahlungsgesetzes. Die Lohnfortzahlungs­
regelung soll die wirtschaftliche Sicherstellung des unver­
schuldet erkrankten Arbeiters gewährleisten (BAG AP Hr. 2 
zu § 1 LohnPG). Diese Sicherstellung aber ist im Sinne des 
Lohnfortzahlungsgesetzes erreicht, wenn dem erkrankten Ar­
beiter dasjenige Entgelt (vermindert um die ersparten Auf­
wendungen; vgl. § 2 Abs Satz 2 LohnPG) fortgezahlt wird,
das er auch im Palle erbrachter Arbeitsleistungen gerade 
in der Krankheitszeit für die in dieser Zeit erbrachte 
Arbeitsleistung erhalten hätte. Aus dieser Sicht sind des­
halb Bedenken gegen die Gültigkeit einer auf die tatsäch­
liche Betriebsanwesenheit in einer anderen (längeren) Zeit­
spanne als der der Krankheitszeit abstellenden Gratif1- 
]SßtiPP-S.re&'elunS nicht angebracht.
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Der Senat verkennt nicht, daß der drohende Wegfall 
oder1 die Beschränkung des Anspruchs auf eine Anwesenheibs- 
prämie auch für den Fall, daß der Arbeitnehmer arbeitsun­
fähig krank und deshalb an der Arbeit verhindert war, den 
Arbeitnehmer veranlassen könnte, trotz bestehender Ar­
beitsunfähigkeit seiner Arbeit weiter nachzugehen. Es kann 
aber dahinstehen,, ob schon deshalb die von der Beklagten 
getroffene Regelung gegen Sinn und Zweck des Lohnfort­
zahlungsgesetzes verstößto Denn eine Jahrespramie von 
240,- DK (bei Erfüllung der vollen jährlichen Rormalar­
beit szeit) wird einen sich vernünftig verhaltenden wegen 
Krankheit arbeitsunfähigen Arbeiter nicht dazu bestimmen 
können, seine (baldige) Wiedergesundung durch lortsetzung 
der Arbeit oder vorzeitige Arbeitsaufnahme bei ernstlichen 
Erkrankungen zu gefährden, wenn er äußerstenfalls nur diesen 
Betrag durch Eehlzeiten innerhalb eines Jahres verlieren 
kann, gleichzeitig aber das ihm hei der für ihn maßgebenden 
regelmäßigen Arbeitszeit zustehende Arbeitsentgelt nacn 
Maßgabe des Lohnfortzahlungsgesetzes während der Krank­
heit szeit weiterbezieht.

Der Senat hat weiterhin geprüft, oh nicht Bedenken 
gegen die hier vorliegende Regelung über den Wegfall der 
Anwesenheitsprämie daraus herzuleiten sind, daß bereits 
bei vier entschuldigten Eehltsgen der Arbeiter die An­
wesenheit snrämie voll verliert» Dach dem worulauo der ron 
der Beklagten insoweit getroffenen Regelung (vgl» Ziffer 3) 
wird bei entschuldigten Eehlzeiten pro hehltag 2p % der 
Anwesenheitsprämie von 240,- DK, also ein Betrag von 
60,- DM in Abzug gebracht» Andererseits liegt es bei 
unentschuldigten Eehlzeiten im Ermessen der ne-rvlagten, 
geringfügige Eehlzeiten unberücksichtigt zu lassen (vgl» 
Ziffer 4). Der Senat trägt keine Bedenken gegen die Annahme, 
daß es der Beklagten offensteht, auch Del geringfügigen 
entschuldigten Fehlzeiten von deren Berücksichtigung ao- 
zusehen; er ist darüberhinaus der Auflassung, daß die ge­
klagte noch den das Arbeitsverhältnis beherrschenden Grund-
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Sätzen in aller Regel gehalten ist, geringfügige ent­
schuldigte Fehl Zeiten entweder gänzlich unberücksichtigt 
zu lassen oder sie doch nicht in Höhe von 25 %  der Jahres­
prämie, also mit 60,- DM für Jeden Fehltag, zu berück­
sichtigen» Aber auch eine Prüfung auf dieser Grundlage kann 
dem Klagebegehren nicht zum Erfolg verhelfen» Denn nach den 
tatsächlichen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts war 
der Kläger im Kalenderjahr 1970 vom 5- bis 27» Februar, 
vom 22» bis 29<> Juni und vom 15» bis 50= September 1970 
arbeitsunfähig krank; er war weiterhin an zwei Arbeits­
tagen im Oktober und November' beurlaubt» Herrn die Beklagte 
deshalb den Kläger unter Berücksichtigung der sich so er­
gebenden Gesamtzahl von Fehltagen von dem Bezug der An­
wesenheit sprämie nach ihren Richtlinien ausschloß, so ist 
das auch unter Berücksichtigung der sinngemäßen Auslegung 
der Regelung und der Grundsätze der §§ 5"15, 2G2 BGB nicht 
zu beanstanden»

Auf die Revision der Beklagten war daher das ange- 
fochtene Urteil aufzuheben und die kl-'ge abzuweisen: die 
Revision des Klägers war zurückzuweisen» Die Kostenent­
scheidung folgt aus §§ 91, 97 ZPO»

gez» Dr» Schröder Siara Bichl er
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	Im Namen des Volkes!


